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Bericht des Bundesministers der Finanzen 
über den Stand der Steuerreform 


A. Allgemeines 

L Vorbemerkung 

Dem Deutschen Bundestag wird hiermit der in der 
Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 ange- 
kündigte Bericht über den Stand der Arbeiten an 
der Steuerreform vorgelegt. 

Eine Aussage über Inhalt und Ausmaß der ange- 
strebten Steueränderungen kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht gemacht werden. Das ist schon 
deshalb nicht möglich, w^eil das von der Steuer- 
reform-Kommission zu erstattende Gutachten, das 
die Grundlage für die Reformarbeiten darstellen 
soll, voraussichtlich erst Ende dieses Jahres vor- 
liegen wird. In diesem Bericht werden der bisherige 
Ablauf und die weitere Planung der Reformarbeiten 
dargelegt; ferner wird bei einzelnen Steuern eine 
Übersicht über wichtige zur Lösung anstehende 
Probleme gegeben. Der Deutsche Bundestag soll 
durch ihn diejenigen Informationen über den Stand 
der Arbeiten erhalten, die im gegenwärtigen Zeit- 
punkt möglich sind. 

IL Ziele der Steuerreform 

In der Regierungserklärung hat die Bundesregierung 
zu den Zielen der Steuerreform folgendes ausge- 
führt: 

„Die in der vorigen Legislaturperiode ange- 
kündigte Steuerreform wird die Bundesregie- 
rung verwirklichen. 

Wir erfüllen damit auch das Verfassungsgebot 
zur Schaffung des sozialen Rechtsstaates. Wir 
haben nicht die Absicht, bestehende Vermögen 
durch konfiskatorisch wirkende Steuern anzu- 
tasten. Wir wollen auch in der Steuerpolitik 
die Voraussetzungen für eine breitere Ver- 
mögensbildung schaffen. 

Zunächst werden wir den Bericht der Steuer- 
reform-Kommission abzuwarten haben. Unser 
Ziel ist es, ein gerechtes, einfaches und über- 
schaubares Steuersystem zu schaffen. Die Vor- 
lage einer reformierten Abgabenordnung muß 
beschleunigt werden. 

Bei einer rationellen Bewirtschaftung und bei 
Verwendung moderner, kostensparender Me- 
thoden können die öffentlichen Haushalte die 
in den nächsten Jahren entstehenden Finanzie- 
rungsaufgaben erfüllen, ohne daß die Steuer- 
lastquote des Jahres 1969 erhöht wird." 


IIL Steuerreform-Kommission 

Zur Vorbereitung der Steuerreform wurde Ende 
1968 vom Bundesminister der Finanzen eine unab- 
hängige Kommission berufen. Die Einsetzung einer 
solchen Kommission war bereits 1967 im Deut- 
schen Bundestag beantragt worden (BT-Drucksache 
V/2164). Die Kommission besteht aus Vertretern 
der Wissenschaft, der Wirtschaft, der steuerberaten- 
den Berufe und anderer am Steuerrecht besonders 
interessierter Kreise der Bevölkerung. Angehörige 
der Finanzverwaltung gehören ihr nicht an; sie wer- 
den von der Kommission als Sachverständige ge- 
hört. Im einzelnen setzt sich die Kommission wie 
folgt zusammen: 

Dr. h. c. Eberhard — Vorsitzender — 

Präsident der Bayerischen Staatsbank, 
Staatsminister a. D. 

Dr. Dr. h. c. Troeger — stellv. Vorsitzender • — 

Vizepräsident der Deutschen Bundesbank i. R., 
Staatsminister a. D. 

H. Fredersdorf 

Bundesvorsitzender des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten 

Dr. Hörstmann 

Steuerberater, ehemaliger Präsident der Bun- 
dessteuerberaterkammer 

Dr. Köppen 

Steuerberater 

Dr. Kuhn 

Generalbevollmächtigter der August Thyssen- 
Hütte AG 

Dr. Mertens 

ehemaliger Geschäftsführer der Arbeitsgemein- 
schaft selbständiger Unternehmer 

K. H. Mittelsteiner 

Steuerbevollmächtigter, 1. Vizepräsident der 
Bundeskammer der Steuerbevollmächtigten 

Dr. Muthesius 

Präsident des Bundes der Steuerzahler 
Prof. Dr. Dr. Pagenkopf 

Honorarprofessor für Kommunalwissenschaften 
an der Universität Münster, ehemaliges Vor- 
standsmitglied des Instituts Finanzen und Steu- 
ern in Bonn 

Dr. Schäfer 

Staatsminister, ehemaliges Mitglied des Sach- 
verständigenrats zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung 
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R. Wiethüchter | 

1. Bundesvorsitzender des Bundes der Deutschen i 
Zollbeamten I 

Prof. Dr. Wöhe 

Ordinarius für Betriebswirtschaftslehre an der | 
Universität des Saarlandes | 

Prof. Dr. Zeitei | 

Ordinarius für Volkswirtschaftslehre an der | 
Universität Mannheim (Wirtschaftshochschule) ! 

Der Kommission gehörte zunächst auch Professor 
Dr. Haller an, der mit seiner Berufung zum Staats- 
sekretär im Bundesministerium der Finanzen am ; 
15. April 1970 ausgeschieden ist. | 

In ihrer konstituierenden Sitzung am 17. Dezember : 
1968 ist der Kommission vom Bundesminister der j 
Finanzen der folgende Auftrag erteilt worden: I 

„Die Kommission erhält den Auftrag, ein Gut- j 
achten zur Vorbereitung einer umfassenden j 
Steuerreform auszuarbeiten, das sowohl die ' 
direkten Steuern als auch die indirekten | 
Steuern sowie die Prämiengesetze behandelt, i 
Nach Möglichkeit soll das Gutachten spätestens 
Mitte 1970 vorgelegt werden. | 

Für die Ausarbeitung der Reformvorschläge ! 
stehen der Kommission das Gutachten des Wis- j 
senschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
der Finanzen, die Vorschläge der Einkommen- | 
Steuer-Kommission, des Bundes Deutscher 
Steuerbeamten, des Bundes der Steuerzahler, j 
die Denkschrift des Bundesverbandes der freien ! 
Berufe und andere wichtige Vorschläge zur Aus- : 
Wertung zur Verfügung. j 

Die Vorschläge der Kommission sollen zu einem 
Steuerrecht führen, das - — ohne Aufgabe der i 
allgemein gültigen Grundsätze des Steuer- j 
rechts — insbesondere den Zielsetzungen einer 
modernen Finanzpolitik entspricht sowie den 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit und sozialen | 
Gerechtigkeit der Besteuerung berücksichtigt. | 
Dabei sollen auch Möglichkeiten zum weiteren 
Abbau von Steuervergünstigungen eingehend 
untersucht werden. Ganz besonderer Wert ist 
auf eine Vereinfachung des Steuerrechts zu 
legen. Es werden schließlich die Harmonisie- 
rungsbestrebungen innerhalb der EWG berück- 
sichtigt werden müssen, wobei u. a. auch das 
Verhältnis zwischen den direkten und den in- 
direkten Steuern von Bedeutung sein wird. 

Durch die Steuerreform soll das Volumen der 
Steuereinnahmen gegenüber dem jetzigen ; 
Rechtszustand einschließlich der Zuwachs- 
quoten nicht verändert werden." 

Der Kommission wurde vom Bundesminister der 
Finanzen ein Sekretariat zur Verfügung gestellt, das 
zunächst aus je einem Beamten des höheren und des 
gehobenen Dienstes bestand. Am 8. Dezember 1969 
wurde ein verstärktes Sekretariat eingesetzt, des- 
sen Leitung Ministerialdirektor a. D. Dr. Falk über- 
tragen wurde und dem zwei weitere Beamte des 
höheren sowie vier Beamte des gehobenen Dienstes 
zugeteilt sind. Durch diesen vermehrten Personal- 


einsatz, der auf einen ausdrücklichen Wunsch der 
Kommission nach organisatorischer Unterstützung 
zurückgeht, wurde der technische Ablauf der Bera- 
tungen (Vorbereitung der Sitzungen, Aufbereitung 
von Material, Anfertigung von Niederschriften, Vor- 
bereitung der Berichte der Unterkommissionen und 
der Vollkommission) wesentlich erleichtert. 

Aus dem ihr erteilten umfassenden Auftrag hat die 
Kommission im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium der Finanzen von vornherein diejeni- 
gen Rechtsgebiete ausgeklammert, die bereits in den 
letzten Jahren größeren Reformen unterworfen wor- 
den waren. Sie hat insbesondere von einer ein- 
gehenden Beratung des Bewertungsgesetzes und des 
Umsatzsteuergesetzes abgesehen, weil beide Ge- 
setze erst 1965 bzw. 1967 grundlegend umgestaltet 
worden sind. Außerdem hat sie von einer Erörte- 
rung der Reichsabgabenordnung Abstand genom- 
men, weil zur Vorbereitung der Reform des gesam- 
ten Verfahrensrechts bereits eine eigens zu diesem 
Zweck eingesetzte Kommission tätig war, die dann 
im November 1969 ein Gutachten vorgelegt hat. 

Trotz dieser Beschränkung erwies es sich für die 
Kommission als unmöglich, den Auftrag mit der 
gebotenen Gründlichkeit bis Mitte 1970 durchzufüh- 
ren. Mit dem Bundesminister der Finanzen ist daher 
in einer gemeinsamen Sitzung am 13. Februar 1970 
vereinbart worden, daß der abschließende Bericht 
möglichst bis Ende 1970 vorgelegt wird. 

Die Kommission läßt ihre Sachentscheidungen weit- 
gehend durch Unterkommissionen vorbereiten. Ins- 
gesamt sind 6 Unterkommissionen gebildet worden, 
und zwar: 

die Unterkommission „Einkommensteuer" 

die Unterkommission „Körperschaftsteuer" 

die Unterkommission „Gemeindesteuern" 

die Unterkommission „Verbrauch- und Verkehr- 
steuern" 

die Unterkommission „Gewinnermittlung" 

die Unterkommission „Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer" 

Diese Unterkommissionen haben bisher insgesamt 
über 60 in der Regel zweitägige Sitzungen abge- 
halten. Zu den Sitzungen sind regelmäßig als Sach- 
verständige Beamte von Bundes- und Landesmini- 
sterien hinzugezogen worden; darüber hinaus auch 
gelegentlich zu einzelnen Fragen weitere Sachver- 
ständige, soweit sich dafür ein Bedürfnis ergeben 
hatte. Die Unterkommissionen werden in ihren 
Arbeiten nicht nur von dem Sekretariat der Steuer- 
reform-Kommission, sondern auch durch die hierfür 
in Frage kommenden Abteilungen des Bundesmini- 
steriums der Finanzen unterstützt. Bisher wurden 
insbesondere Angaben über quantitative Auswir- 
kungen einzelner Steuerrechtsänderungen zur Ver- 
fügung gestellt. 

Die Beratungsergebnisse in den Unterkommissionen 
werden der Vollkommission jeweils in Form von 
Zwischenberichten vorgelegt, die die Grundlage für 
die abschließende Meinungsbildung abgeben. Die 
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Vollkommission ihrerseits hat inzwischen insgesamt 
13 Sitzungen abgehalten. 

Mit der Vorlage des Gutachtens der Steuerreform- 
Kommission dürfte nach dem gegenwärtigen Sach- 
stand im Dezember 1970 gerechnet werden können. 

IV. Arbeiten im Bundesfinanzministerium 

Im Dezember 1969 wurde in der Abteilung „Besitz- 
und Verkehrsteuern'' des Bundesministeriums der 
Finanzen eine Reformgruppe gebildet, die nunmehr 
aus fünf Referaten besteht, in denen die zu refor- 
mierenden Steuern wie folgt zusammengefaßt sind: 

— Reform der Abgabenordnung 

— Reform der Einkommen- und Lohnsteuer sowie 
der Prämiengesetze 

— Reform der Köperschaft- und Gewerbesteuer 

— Reform der Steuern vom Vermögen 

— Reform der Verkehr- und Verbrauchsteuern. 

Seit dem 15. April 1970 werden die Arbeiten zur 
Vorbereitung der Steuerreform im Bundesministe- 
rium der Finanzen durch Staatssekretär Professor 
Dr. Haller geleitet, der eigens für diese Aufgabe in 
das Bundesministerium der Finanzen berufen wurde. 
Ihm untersteht der Leiter der Abteilung „Besitz- 
und Verkehrsteuern" mit der Steuerreformgruppe. 

Außerdem haben ihn alle Fachbereiche des Ministe- 
riums zu unterstützen, die sachlich von der Reform 
betroffen sind. Insbesondere wurde in der Abteilung 
„Grundsatzfragen der Finanzpolitik" ein Arbeits- 
stab „Steuerreform" bei dem für volkswirtschaft- 
liche und finanzpolitische Fragen der Steuerpolitik 
zuständigen Referat gebildet. Dieser Arbeitsstab hat 
die Aufgabe, die aufkommensmäßigen Auswirkun- 
gen von Reformmaßnahmen zu untersuchen und bei 
der Bearbeitung bestimmter Reformprobleme unter 
besonderer Berücksichtigung der volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte mitzuwirken. Durch diese 
organisatorischen Maßnahmen wird eine weitest- 
gehende Koordinierung der Reformarbeiten gewähr- 
leistet. Im übrigen ist durch eine laufende Abstim- 
mung mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
sichergestellt, daß die wirtschaftspolitischen Ge- 
sichtspunkte der Steuerreform rechtzeitig und aus- 
reichend berücksichtigt werden. 

Die Steuerreformgruppe arbeitet parallel zur Re- 
formkommission an den zur Lösung anstehenden 
Problemen. Sie ist angewiesen, den Vorschlägen der 
Reformkommission nicht vorzugreifen. Durch ihre 
vorbereitenden Arbeiten soll sichergestellt werden, 
daß der Bericht der Reformkommission unverzüglich 
ausgewertet und die Zeitspanne zwischen der Be- 
richtsvorlage und der Verabschiedung der Reform- 
gesetzentwürfe durch die Bundesregierung, soweit 
die Sache es zuläßt, abgekürzt wird. Die Reform- 
gruppe verfolgt zu diesem Zweck den Fortgang der 
Beratungen in der Kommission und ihren Unter- 
kommissionen und bezieht etwaige Zwischenergeb- 
nisse in ihre Überlegungen ein. Zugleich beschäftigt 
sie sich mit solchen Fragen, die von der Reform- 
kommission nicht aufgegriffen werden. Das gilt so- 
wohl für größere Teile des Reformwerks, die durch 


die Arbeiten der Reformkommission überhaupt nicht 
berührt werden (z. B. die Reform der Abgabenord- 
nung), als auch für Einzelprobleme im Rahmen von 
Sachkomplexen, die von der Reformkommission 
nicht erschöpfend behandelt werden können. Es ge- 
hört auch zur Aufgabe der Reformgruppe, in einem 
möglichst frühen Stadium in die Sachdiskussion mit 
den in Betracht kommenden Bundesressorts und den 
Ländern einzutreten, um die dort vorhandenen Er- 
fahrungen und Kenntnisse für die Gesetzgebung 
nutzbar zu machen. In vielen Fällen werden außer- 
dem noch Wirtschafts- und Berufsverbände insbe- 
sondere im Interesse einer besseren Sachaufklärung 
eingeschaltet werden müssen. Schließlich wird die 
Reformgruppe die Entwicklung der Steuerharmoni- 
sierung innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
verfolgen müssen, um eine größtmögliche Koordi- 
nierung der innerstaatlichen Reformbestrebungen 
mit den Harmonisierungstendenzen der Gemein- 
schaft zu verwirklichen. 

V. Durchführungsplan der Reform 

Es ist geplant, die Steuerreform in drei Teilen durch- 
zuführen und die beabsichtigten Steueränderungen 
in drei Gesetzentwürfen zusammenzufassen. 

Die Steuerreform sollte möglichst zu einem einheit- 
lichen Zeitpunkt in Kraft treten. Als Termin hierfür 
ist der 1. Januar 1974 in Aussicht genommen. Die 
Einhaltung dieses Termins setzt jedoch voraus, daß 
die Verabschiedung der Gesetze bis Anfang 1973 
erfolgt ist. Für die parlamentarischen Beratungen 
würden danach die Jahre 1971 und 1972 zur Verfü- 
gung stehen. Während des Jahres 1973 könnten sich 
dann Wirtschaft und Verwaltung auf die neuen 
Steuergesetze vorbereiten. 

Zum Inhalt und zum Zeitplan der einzelnen Steuer- 
reformgesetze wird in Abschnitt B Stellung genom- 
men. 


B. Zu den einzelnen Steuerreformgesetzen 

L Erstes Steuerreformgesetz 

Reform der Reichsabgabenordnung 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
am 13. März 1963 aufgefordert, eine Reform des all- 
gemeinen Abgabenrechts vorzubereiten. Zu diesem 
Zweck wurde Ende 1963 vom Bundesminister der 
Finanzen ein unabhängiger Arbeitskreis aus Ver- 
tretern der Wissenschaft, der Rechtsprechung, der 
steuerberatenden Berufe, der gewerblichen Wirt- 
schaft, der Finanzverwaltung sowie der Organisation 
der Steuerzahler und derjenigen der Steuerbeamten 
berufen, der seine Arbeiten Ende November 1969 
beendet hat. Er hat zusammen mit seinem Tätig- 
keitsbericht den Entwurf einer neuen Abgabenord- 
nung vorgelegt. Diese soll die Reich sabgabenord- 
nung ersetzen, die Ende 1919 in Kraft getreten ist 
und bis zum heutigen Tage mehr als 60 Novellierun- 
gen erlebt hat. Der Tätigkeitsbericht des Arbeits- 
kreises ist zusammen mit dem Gesetzentwurf und 
seiner Begründung in der Schriftenreihe des Bundes- 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 1152 


ministeriums der Finanzen veröffentlicht worden, 
um eine weite Verbreitung der Vorschläge des 
Arbeitskreises sicherzustellen. 

Im Bundesministerium der Finanzen ist seit Anfang 
1970 auf der Grundlage des Entwurfes des Arbeits 
kreises mit größter Beschleunigung an dem Entwurf 
einer neuen Abgabenordnung gearbeitet worden, 
die als erstes Steuerreformgesetz die in dieser 
Legislaturperiode durchzuführende Steuerreform 
einleiten soll. In kleinen Arbeitsgruppen ist der 
Entwurf in den ersten Monaten dieses Jahres inten- 
siv mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
erörtert worden. Diesen Sitzungen schloß sich eine 
große Klausurtagung in Freiburg in der Zeit vom 
20. bis 24. April 1970 an, an der auch Vertreter 
des Bundesjustizministeriums, des Bundesinnen- 
ministeriums, des Bundeswirtschaftsministeriums 
sowie der Innenministerien der Länder teilnahmen. 

Den Verbänden wurde Gelegenheit gegeben, sich zu 
dem Entwurf des Arbeitskreises zu äußern. Von 
dieser Gelegenheit haben zahlreiche Verbände Ge- 
brauch gemacht. 

Inzwischen ist unter Berücksichtigung der bisheri- 
gen Arbeitsergebnisse der Referentenentwurf einer 
neuen Abgabennordnung erstellt und Mitte Juli 
1970 den Ressorts, den obersten Finanzbehörden der 
Länder und den Verbänden zugeleitet worden, die 
damit nochmals Gelegenheit zu Stellungnahme er- 
halten, ehe der Referentenentwurf Ende September 
1970 mit den Ressorts und den obersten Finanz- 
behörden der Länder mündlich erörtert wird. Ab- 
schrift dieses Referentenentwurfs hat die vom 
Finanzausschuß des Deutschen Bundestages gebil- 
dete Arbeitsgruppe „AO-Reform" erhalten. Außer- 
dem ist ein Anhörungstermin für die Verbände vor- 
gesehen. Daran anschließend wird der Regierungs- 
entwurf ausgearbeitet, der im Dezember dieses 
Jahres dem Kabinett vorliegen soll. 1971 werden 
die parlamentarischen Gremien mit der Beratung 
des Entwurfs beginnen können. 

Die neue Abgabenordnung soll zusammen mit den 
übrigen Teilen der Steuerreform am 1. Januar 1974 
in Kraft treten. Gleichzeitig werden die Reichsab- 
gabenordnung, das Steueranpassungsgesetz, das 
Steuersäumnisgesetz, das Gesetz über die Kosten 
der Zwangsvollstreckung nach der Reichsabgaben- 
ordnung, die Gemeinnützigkeitsverordnung, die 
Wareneingangsverordnung, die Warenausgangsver- 
ordnung, die Verordnung über landwirtschaftliche 
Buchführung und weitere Vorschriften aufgehoben 
werden können. Damit wird das allgemeine Ab- 
gabenrecht — ■ das Bewertungsrecht ausgenommen — 
nach Jahrzehnten wieder in einem Gesetz zusam- 
mengefaßt sein. 

Im Laufe des Jahres 1971 wird das Einführungsge- 
setz zur neuen Abgabenordnung auszuarbeiten sein, 
das die zahlreichen Folgeänderungen enthalten 
wird, die durch die neue Abgabenordnung ausge- 
löst werden. Hinzu kommen die erforderlichen 
Übergangs Vorschriften, die das Recht der Reichsab- 
gabenordnung auf das Recht der neuen Abgaben- 
ordnung überleiten sollen. 

Wenn auch der Regierungsentwurf der neuen Ab- 
gabenordnung noch einige Zeit zu seiner Fertigstel- 


lung benötigt, so läßt sich bereits jetzt übersehen, 
daß der vom Arbeitskreis vorgelegte Entwurf im 
wesentlichen erhalten bleiben wird. Die neue Ab- 
gabenordnung wird ein modernes Verfahrensrecht 
schaffen, das einen gerechten Ausgleich zwischen 
den Belangen der Verwaltung und denen der Steuer- 
zahler herbeiführen soll. 

Wichtig ist auch der Gesichtspunkt der Vereinheit- 
lichung des allgemeinen Verwaltungsrechts. Dieser 
Gesichtspunkt wurde bereits vom Arbeitskreis ge- 
bührend berücksichtigt. Der Arbeitskreis hat seinen 
Entwurf in zahlreichen Punkten dem Entwurf eines 
Verwaltungsverfahrensgesetzes angepaßt, der in- 
zwischen von der Bundesregierung den parlamenta- 
rischen Körperschaften zugeleitet worden ist. Der 
Regierungsentwurf wird diesem Ziel unter Beach- 
tung der Besonderheiten des Steuerrechts und sei- 
ner bisherigen eigenständigen Entwicklung Rech- 
nung tragen. 

Wie im Entwurf des Arbeitskreises so wird auch 
im Regierungsentwurf die Steuerfestsetzung unter 
Vorbehalt der Nachprüfung an zentraler Stelle ste- 
hen. Durch diese Institution soll die weitere Ratio- 
nalisierung des Besteuerungsverfahrens gesichert 
werden. Von besonderer Bedeutung werden ferner 
die gesetzliche Regelung der Außenprüfung, die 
Anpassung der Buchführungsvorschriften an die 
Entwicklung der Automation sowie die Unterschei- 
dung zwischen der Festsetzungsverjährung und der 
Erhebungsverjährung sein. 

Gegen die vom Arbeitskreis vorgeschlagene Ver- 
kürzung der Frist für die Verjährung nichttitulier- 
ter Ansprüche bei den Besitz- und Verkehrsteuern 
von 5 auf 3 Jahre sind bei den bisherigen Beratun- 
gen mit den Ländern aus der Verwaltungspraxis 
heraus erhebliche Bedenken geltend gemacht wor- 
den. Die ohnehin überlastete Finanzverwaltung sei 
nicht in der Lage, diese Verkürzung zu verkraften, 
ohne daß — nicht unerhebliche — SteuerausfäÜe 
einträten. Als Kompromißlösung käme eine Ver- 
jährungsfrist von 4 Jahren in Betracht. 

Die außerordentlich wichtige Frage der Selbstbe- 
rechnung der Steuern ( „Selbstveranlagung" ) wird 
nicht durch die neue Abgabenordnung gelöst wer- 
den können. Das erscheint sachgerecht. Entsprechend 
der bisherigen Gesetzgebungspraxis wird über diese 
Frage im Rahmen der Reform der Einzelsteuern zu 
entscheiden sein. So ist z. B. auch bisher die Selbst- 
berechnung bei der Umsatzsteuer im Umsatzsteuer- 
gesetz geregelt. 

Uber die Frage einer Reform des Zinsrechtes hat 
der Arbeitskreis ausführlich diskutiert. Er hat sich 
jedoch für den gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für 
eine umfassende Reform des Zinsrechtes in Richtung 
auf eine Vollverzinsung ausgesprochen. Die Bera- 
tungen mit den Ländern haben eindeutig gezeigt, 
daß eine derartige Reform noch nicht entscheidungs- 
reif ist. Sie setzt eine vollintegrierte Datenverarbei- 
tung in der Finanzverwaltung voraus, die bis 1974 
nicht erreicht sein wird. Es dürfte deshalb im Rah- 
men der Reform der Abgabenordnung die beste 
Lösung sein, möglichst wenig in das gegenwärtige 
Zinsrecht einzugreifen. Die Frage der Einführung 
der Vollverzinsung ist aber weiter zu prüfen und 
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nach Vorliegen der technischen Voraussetzungen in 
der Verwaltung zu entscheiden. Das bedeutet zu- 
nächst auch Abstandnahme von einer besonderen 
Erstattungszinsregelung. 

Besondere Beachtung im Arbeitskreis hat auch die 
Frage der gesetzlichen Regelung von Steuerklauseln 
gefunden. Es handelt sich hierbei um rechtsgeschäft- 
liche Bedingungen, nach denen das Rechtsgeschäft 
ganz oder teilweise als aufgehoben oder als über- 
haupt nicht abgeschlossen angesehen werden soll, 
falls das Finanzamt das Geschäft steuerlich abwei- 
chend von den Vorstellungen der Parteien beurteilt. 
Der Arbeitskreis hat die Bundesregierung gebeten, 
sich dieser Frage weiter anzunehmen. Die bisherigen 
Erörterungen hierzu haben gezeigt, daß die Steuer- 
klauseln vor allem auf dem Gebiet der verdeckten 
Gewinnausschüttungen von Bedeutung sind. Die Re- 
form der Körperschaftsteuer würde dies ändern, falls 
die Doppelbelastung der ausgeschütteten Gewinne 
beseitigt werden sollte. Im übrigen ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Rechtsprechung die Steuerklauseln 
bereits anerkannt hat. Das alles läßt es fraglich er- 
scheinen, ob wirklich jetzt zwingende Gründe für 
eine gesetzliche Festschreibung dieses noch in vieler 
Hinsicht umstrittenen Rechtsinstitutes bestehen. 
Hier sollte vielmehr, wie es im deutschen Verwal- 
tungsrecht üblich ist, der Rechtsprechung noch Zeit 
gelassen werden, das Institut weiter zu entwickeln, 
bevor es kodifiziert wird. 

Starkem Interesse in der Öffentlichkeit begegnet 
die Frage einer gesetzlichen Regelung der verbind- 
liehen Auskunft. Zwei Gesetzesvorlagen der Regie- 
rung haben dem Bundestag in der vierten und fünf- 
ten Legislaturperiode Vorgelegen. Der Arbeitskreis 
hat sich nach ausgiebiger Erörterung der hiermit zu- 
sammenhängenden Fragen nur auf die gesetzliche 
Regelung einer verbindlichen Zusage nach einer 
Außenprüfung einigen können. Es spricht vieles da- 
für, erst einmal auf diesem eingeschränkten Gebiet 
Erfahrungen mit einer gesetzlichen Regelung zu 
sammeln und im übrigen wie bisher verbindliche 
Auskünfte auch ohne besondere gesetzliche Rege- 
lung zu erteilen. 

Mit dem Steuerstrafrecht und dem Steaerbußgeld- 
recht hat sich der Arbeitskreis nicht befaßt. Diese 
Rechtsgebiete sind erst kürzlich reformiert worden. 
Zur Anpassung an die Änderungen, die die am 
1. Oktober 1973 in Kraft tretende große Strafrechts- 
reform mit sich bringt, war jedoch eine Überarbei- 
tung der Vorschriften erforderlich. 

11. Zweites Steuerreformgesetz 

Der Entwurf dieses Reformgesetzes, in dem die 
Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 
sowie die Prämiengesetze zusammengefaßt sind, 
soll nach den derzeitigen Planungen von der Bun- 
desregierung so rechtzeitig verabschiedet werden, 
daß die Beratungen im Deutschen Bundestag nach 
der Sommerpause 1971 beginnen können. Die fol- 
genden Ausführungen zu diesem Reformgesetz müs- 
sen sich aus den in der Vorbemerkung angegebenen 
Gründen auf die Darstellung einiger besonders wich- 
tiger Probleme beschränken. 


1 . Reform des Einkommensteuerrechts und des 
Lohnsteuerrechts 

a) Einkommensteuertarif 

Eine wesentliche Aufgabe des 2. Steuerreformge- 
setzes wird die Neugestaltung des Einkommen- 
steuertarifs unter besonderer Berücksichtigung der 
Leistungsfähigkeit und sozialen Gerechtigkeit sein. 
Dieser Neugestaltung, zu der auch eine Überprüfung 
der geltenden Freibeträge gehört, kommt sowohl 
wegen ihrer Ausstrahlung auf breite Bevölkerungs- 
kreise als auch wegen ihres finanziellen Gewichts 
für die Einnahmen der öffentlichen Haushalte eine 
entscheidende Bedeutung zu. 

Zunächst erscheint es geboten, den Grundfreibetrag, 
der letztmalig 1958 geändert wurde, an die der- 
zeitigen Verhältnisse anzupassen. Des weiteren ist 
zu prüfen, ob nicht eine gerechtere Belastung in den 
unteren Einkommensstufen dadurch herbeigeführt 
werden kann, daß in der bisherigen Proportional- 
zone ein leicht ansteigender Tarif verwendet wird, 
der unter dem derzeitigen Proportionalsteuersatz 
beginnt. Grundfreibetrag und unterer Tarif abschnitt 
müssen zusammen gesehen werden in ihrer Ent- 
lastungswirkung für die einkommensschwachen 
Schichten. Für die Tarifgestaltung im oberen Bereich 
stellt sich die Frage, ob die Steuergerechtigkeit es 
nicht gebietet, die Steuerprogression über den heuti- 
gen Umfang hinauszuführen durch Erweiterung der 
Progressionszone und Ansteigenlassen des Spitzen- 
steuersatzes um einige Prozent. Hierbei ist jedoch 
zu beachten, daß auch der Körperschaftsteuersatz 
entsprechend anzuheben wäre und daß weder die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit noch die wirt- 
schaftliche Initiative beeinträchtigt werden dürfen. 
Ob im mittleren Bereich des Einkommensteuertarifs 
Korrekturen erforderlich sein werden, hängt davon 
ab, welches Gewicht der Einkommensteuer insge- 
samt zufallen soll. 

b) Familienbesteuerung und Familienlastenausgleich 

Bei der Reform der Familienbesteuerung sollten die 
familienbedingten Belastungen in angemessener 
Weise berücksichtigt werden. Hierbei wird zu be- 
achten sein, daß aus verfassungsrechtlichen Gründen 
die Möglichkeit der getrennten Veranlagung zwi- 
schen den Ehegatten untereinander sowie die ge- 
trennte Veranlagung zwischen Eltern und Kindern 
beibehalten werden muß. Bei dem Ehegattensplitting 
wird zu prüfen sein, ob es unverändert beibehalten 
werden soll. 

Der Familienlastenausgleich, der einerseits bei der 
Einkommensteuer durch den Abzug von Kinderfrei- 
beträgen und andererseits durch direkte Kindergeld- 
zahlungen vorgenommen wird, muß daraufhin über- 
prüft werden, ob dieses dualistische System durch 
ein einheitliches Verfahren mit gleichen Leistungen 
ersetzt werden kann. Hierbei ist zu berücksichtigen, 
daß die Einkommensteuer an die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit des einzelnen Steuerbürgers an- 
knüpft, die durch den Unterhalt der Kinder vermin- 
dert wird. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1152 


c) Sonderausgabenabzug 

Eine Neuregelung des Sonderausgabenabzugs sollte 
ihren Schwerpunkt in der Berücksichtigung der Bei- 
träge für die langfristige Altersvorsorge haben. 

d) Steuervergünstigungen 

Das geltende, in seiner Grundkonzeption aus dem 
Jahre 1934 stammende Einkommensteuerrecht ist 
in der Nachkriegszeit in starkem Maße durch außer- 
fiskalische Ziele beeinflußt worden. Dabei sind aus 
unterschiedlichen Gründen zahlreiche Steuervergün- 
stigungen, insbesondere auch Sonderabschreibungen 
geschaffen worden, die in der Aufbauphase nach 
dem 2. Weltkrieg gerechtfertigt werden konnten 
oder die später aus sonstigen, insbesondere struk- 
turpolitischen Gründen notwendig erschienen. Ihr 
Fortbestehen muß im Interesse einer gleichmäßigen 
und gerechten Besteuerung überprüft werden. Diese 
Steuervergünstigungen führen je nach der Einkom- 
menshöhe und dem entsprechend anzuwendenden 
Steuersatz zu sehr unterschiedlichen Entlastungen. 
Sollte das Beibehalten von Vergünstigungen in be- 
stimmten Fällen zu rechtfertigen sein, so ist zu 
prüfen, ob sie nicht durch gleichmäßig wirkende 
Prämien oder Zulagen zu ersetzen sind. 

e) Besteuerung von Grundstücksgewinnen 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Ge- 
winne aus der Veräußerung von Grundstücken in 
größerem Umfang als bisher steuerlich erfaßt wer- 
den müssen. Derartige Gewinne werden teilweise 
erst durch die Erschließungsaufwendungeii der 
öffentlichen Hand — • und damit durch die Gemein- 
schaft der Steuerbürger — möglich. Es erscheint 
deshalb gerechtfertigt, diese Gewinne zu besteuern. 
Hierin sieht sich die Bundesregierung durch einen 
kürzlich ergangenen Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts bestärkt, nach dem die steuerliche 
Freistellung von Gewinnen aus der Veräußerung 
von Grundstücken für bestimmte Einkunftsarten im 
Einkommensteuergesetz zu beseitigen ist. Insoweit 
wird bereits vor dem Inkrafttreten des 2. Steuer- 
reformgesetzes eine Neuregelung erforderlich wer- 
den. 

f) Lohnsteuerverfahren 

Zu den vordringlichsten Aufgaben im Rahmen der 
Einkommensteuerreform gehört eine Reform des 
Lohnsteuerverfahrens. Für das gegenwärtige Lohn- 
steuerverfahren ist kennzeichnend, daß für an- 
nähernd 25 Millionen Arbeitnehmer z. Z. jährlich 
etwa 3 Millionen Einkommensteuerveranlagungen, 
6 Millionen Lohnsteuer-Ermäßigungsanträge und 12 
Millionen Lohnsteuer-Jahresausgleichsanträge bear- 
beitet werden müssen. Die damit verbundene Be- 
lastung der Lohnsteuerpflichtigen und der Finanz- 
verwaltung ist auf die Dauer nicht tragbar. Sie hat 
ihren Ursprung darin, daß das bisherige System der 
Arbeitnehmerbesteuerung, welches auf einer pau- 
schalen Abgeltung der bei Arbeitnehmern regel- 
mäßig berücksichtigungsfähigen Aufwendungen be- 
ruht, den heutigen Lebensverhältnissen nicht mehr 
gerecht wird, weil die Pauschbeträge für Werbungs- 
kosten und Sonderausgaben in ihrer derzeitigen 
Höhe vielfach nicht mehr ausreichen, um die er- 


strebte Vereinfachung zu erzielen. Es ist zu prüfen, 
wie durch eine Verfahrensänderung erreicht werden 
kann, daß die Ermäßigungsanträge im Normalfall 
überflüssig werden und die Finanzämter nur nach 
Ablauf des Steuerjahres tätig werden müssen. Bei 
einer solchen Losung wäre es vermutlich auch mög- 
lich, das Lohnsteuerverfahren mehr als bisher zu 
automatisieren und die Verwaltungsbelastung 
gleichmäßiger über ein Kalenderjahr zu verteilen. 

2. Reform der Sparförderung 

Die vorgesehene Reform der staatlichen Sparförde- 
rung sollte nach Auffassung der Bundesregierung zu 
einer Vereinfachung und Harmonisierung der stark 
zersplitterten und ungenügend aufeinander abge- 
stimmten Regelungen führen und die Wirksamkeit 
der Förderungsmaßnahmen im Hinblick auf die ge- 
sellschaftspolitische Zielsetzung verbessern. 

Als Vereinfachungsmaßnahme bietet sich unter an- 
derem an, das Spar- und das Wohnungsbau- 
Prämiengesetz zu einem Gesetz zu vereinigen und 
die Vorschriften materiell und verfahrensrechtlich zu 
vereinheitlichen. Eine solche Maßnahme ist aller- 
dings wegen der Vereinheitlichung des Auszah- 
lungsverfahrens nicht ohne erhebliche zeitliche Be- 
lastungsverschiebungen im Haushalt möglich. Im 
übrigen wird es erforderlich sein, derartige Förde- 
rungsmaßnahmen künftig an eine Einkommens- 
grenze zu binden, weil nur so ihr Wirkungsbereich 
auf die förderungsbedürftigen Bevölkerungsschich- 
ten begrenzt werden kann. 

3. Reform des Körperschaftsteuerrechts 

Bei der Reform des Körperschaftsteuerrechts steht 
die Frage im Vordergrund, ob die sogenannte Dop- 
pelbelastung (durch Körperschaftsteuer einerseits 
und Steuer auf ausgeschüttete Gewinne bei den An- 
teilseignern andererseits) beseitigt werden soll. Da- 
bei geht es darum, die Unternehmergewinne unab- 
hängig von der betrieblichen Rechtsform möglichst 
einheitlich zu belasten und im Interesse einer brei- 
teren Vermögensstreuung die Steuerbelastung der 
Gewinne oder zumindest der ausgeschütteten Ge- 
winne von der proportionalen Körperschaftsteuer 
ganz auf die progressive Einkommensteuer zu ver- 
legen. Damit entfiele auch der sogenannte „Groß- 
aktionärseffekt": Nach geltendem Recht ist es für 
einkommensstarke Anteilseigner von Vorteil, wenn 
die Gewinne im Unternehmen belassen werden; das 
beeinträchtigt die Interessen der einkommensschwä- 
cheren Anteilseigner an einer höheren — und für 
sie steuergünstigen — Ausschüttung. Zugleich 
würde der bestehenden Belastungsdifferenzierung 
zwischen den Erträgen des Eigenkapitals und denen 
des Fremdkapitals entgegenwirkt, die eine Er- 
schwernis der Eigenkapitalfinanzierung mit den ver- 
mutlich ungünstigen Auswirkungen auf die Kapital- 
struktur unserer Körperschaften zur Folge hat. 

Die Vorarbeiten zur Reform gelten diesen Zusam- 
menhängen. Dabei wird im einzelnen untersucht, 
ob man durch Aufhebung oder weitere Milderung 
der Doppelbelastung einen günstigen Einfluß auf 
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die Streuung des Eigentums am Produktionsver- 
mögen, auf die Kapitalstruktur der Gesellschaften 
und damit wiederum auf Wachstum und Stabilität 
ausüben kann. Zugleich wird geprüft, ob es geboten 
und möglich ist, einen höheren Grad steuerlicher 
Wettbewerbsneutralität zwischen inländischen und 
ausländischen Unternehmen herzustellen. 

Die Untersuchungen legen im wesentlichen drei Mo- 
delle zugrunde: Im ersten werden die Anteilseigner 
als Teilhaber betrachtet. Der besteuerte Unterneh- 
mensgewinn wird diesen ohne Rücksicht auf seine 
Ausschüttung als steuerpflichtiger Teilhaberertrag 
zugerechnet. Die bei der Körperschaft erhobene 
Steuer wird bei der Besteuerung der Teilhaber- 
erträge angerechnet. Das zweite Modell beruht 
ebenfalls auf dem Prinzip der Steueranrechnung, be- 
schränkt sich aber auf den Abbau der Doppelbela- 
stung. Die Entlastung soll nur insoweit eintreten, 
als die Körperschaft den besteuerten Gewinn an ihre 
Anteilseigner ausschüttet. Das dritte Modell schließ- 
lich möchte die schon heute bestehende Tarifspal- 
tung dadurch erweitern, daß auf ausgeschüttete Ge- 
winne überhaupt keine Körperschaftsteuer mehr er- 
hoben wird. 

Jedes dieser Modelle würde neue Ausgangslagen 
für Finanzierungspolitik und Wettbewerb schaffen. 
Das bedingt sorgfältige - — bereits eingeleitete — • 
Untersuchungen. Darüber hinaus befassen sich die 
Vorarbeiten mit den außersteuerlichen Folgewirkun- 
gen der genannten Lösungsvorschläge, darunter mit 
ihrem Einfluß auf den internationalen Kapitalver- 
kehr. Ferner wird die verfahrenstechnische Prakti- 
kabilität der einschlägigen Reformprojekte geprüft, 
insbesondere der Umfang der zur Anpassung erfor- 
derlichen Maßnahmen im Bereich von Wirtschaft 
und Verwaltung. 


4. Reform des Gewerbesteuerrechts 

Die Gewerbesteuer ist in enger Verbindung mit 
einkommen-, körperschaft-, vermögen- und grund- 
steuerlichen Belastungen zu sehen und gehört be- 
reits deswegen zum zweiten Teil der Steuerreform. 
Zur Zeit werden die während der letzten Jahre zu- 
nehmend erhobenen Einwände geprüft, nämlich die 
Gewerbesteuer sei im Gegensatz zu der ursprüng- 
lich mit ihr verbundenen Intention keine beitrags- 
ähnliche Gemeindeabgabe mehr, sie verzerre die 
Finanzkraft der Gemeinden, sie sei in hohem Maße 
konjunkturempfindlich und trage weder dem Ziel 
außenwirtschaftlicher Wettbewerbsneutralität noch 
dem Gedanken einer europäischen Steuerharmoni- 
sierung Rechnung. Praktische Folgerungen daraus 
stoßen allerdings auf finanzpolitische Schwierigkei- 
ten. Einmal geht es annähernd um 10 v. H. des 
Steueraufkommens. Zum zweiten ist der überwie- 
gende Teil dieses Betrages fest im Gefüge der Ge- 
meindefinanzen verankert. Erst wenn es mit Hilfe 
weiter anzustellender Untersuchungen gelänge, eine 
Gemeindesteuer zu schaffen, die mit den betriebs- 
bedingten Gemeindelasten auch nach der Höhe des 
Aufkommens in Zusammenhang steht, und den ver- 
bleibenden Teil des bisherigen Aufkommens mög- 
lichst in sozial gerechter und wirtschaftlich tragbarer 


Weise zu verlagern, ohne die kommunalen Finanzen 
in Mitleidenschaft zu ziehen, stände ein tragfähiges 
Reformmodell zur Verfügung. Zu beachten ist 
schließlich auch hier der Zusammenhang mit der 
Harmonisierung im Rahmen der EWG. 

5. Reform des Vermögen- und Erbschaftsteuerrechts 

Auf dem Gebiet der Vermögen- und Erbschaftsteuer 
sind die Arbeiten zunächst auf die Probleme kon- 
zentriert worden, die eine realistische und zeitnahe 
Bewertung der Vermögensgegenstände aufwirft. Im 
Mittelpunkt der Überlegungen steht dabei die Un- 
tersuchung über die Möglichkeiten einer angemes- 
sener erscheinenden Bewertung des Grundbesit- 
zes mit dem Ziel, die bisherige Unterbewertung 
gegenüber dem Kapitalvermögen und die daraus 
resultierende Ungleichmäßigkeit der Besteuerung 
weitgehend zu beseitigen. Von Interesse ist auch 
die Frage, ob und inwieweit sich die Feststellung 
der Einheitswerte des Betriebsvermögens verein- 
fachen läßt. 

Mit den sich ergebenden Neubewertungen verbun- 
den ist die auf jeden Fall erforderliche Überprüfung 
des Tarifs und der Freibeträge bei den beiden 
Steuern. Besondere Beachtung kommt in diesem Zu- 
sammenhang der Rücksichtnahme auf eine ange- 
messene Alters- und Hinterbliebenenversorgung so- 
wie auf die Erhaltung des mittelständischen Be- 
triebsvermögens zu. 

Bei sämtlichen Reformüberlegungen auf diesem Ge- 
biet ist die Aufmerksamkeit vor allem auf die sich 
aus Vermögensteuer und Erbschaftsteuer ergebende 
Gesamtbelastung gerichtet. Die Untersuchungen be- 
schränken sich hier nicht auf den nationalen Bereich; 
vielmehr ziehen sie auch die vergleichbare Bela- 
stung auf internationaler Ebene in Rücksicht. 

6. Reform des Außensteuerrechts 

Vor allem im Rahmen des 2. Steuerreformgesetzes 
stellen sich vielfältige Aufgaben auch auf dem Ge- 
biet des deutschen Außensteuerrechts. Die zuneh- 
mende internationale Orientierung der deutschen 
Wirtschaft verstärkt und aktualisiert die internatio- 
nalen Aspekte des deutschen Steuersystems. Die 
Reform muß mit dem Blick über die Grenze betrie- 
ben werden. 

Das zeigt sich sehr deutlich schon bei der Reform 
der Körperschaftsteuer, die gerade auch den außen- 
steuerlichen Gesichtspunkten Rechnung tragen und 
den Zusammenhang zur europäischen Steuerharmo- 
nisierung wahren muß. Gleiches gilt für andere 
Reformgebiete. 

Im eigentlichen Außensteuerrecht stehen im Vorder- 
grund der Ausbau des unilateralen Schutzes gegen 
die doppelte Belastung mit deutscher und ausländi- 
scher Steuer, die Überprüfung bereits bestehender 
außensteuerlicher Erleichterungs- und Förderungs- 
maßnahmen und schließlich die Straffung der deut- 
schen beschränkten Steuerpflicht nach Anknüpfungs- 
punkt, Umfang und Erhebung. 

Ihr besonderes Augenmerk wird die Reform auf wir- 
kungsvolle Maßnahmen dagegen zu richten haben, 
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daß der deutschen Steuer durch Vermögens- und 
Einkommensverlagerungen nach dem Ausland aus- 
gewichen wird. Dies ist ein Gebot der Steuer- 
gerechtigkeit, das zu sehr differenzierten Fragestel- 
lungen führt. Der Kern der Überlegung richtet sich 
auf gesetzliche Regelungen, die den deutschen 
Steueranspruch in den für berechtigt zu erachtenden 
Bereichen durch klare Abgrenzungs-, Zurechnungs- 
und Nachweisregelungen sichern und der deutschen 
Steuerverwaltung auf diesem schwierigen Feld eine 
zuverlässige Arbeitsgrundlage geben. 

7. Reform des Grundsteuerrechts 

Hier sind die Arbeiten bereits weiter fortgeschrit- 
ten. Im Zusammenwirken mit den Ländern ist eine 
erste Unterlage für den Entwurf eines neuen Grund- 
steuergesetzes erarbeitet worden. Diese Arbeits- 
unterlage beschränkt sich in ihrem gegenwärtigen 
Stadium jedoch im wesentlichen auf eine Konzep- 
tion des Gesetzes in rechtstechnischer Hinsicht, d. h. 
auf seinen Aufbau und seine Systematik, auf Fragen 
also, die den Entscheidungen der Steuerreform- 
kommission weder vorgreifen noch sie präjudizie- 
ren. Hierzu gehört u. a. die Einarbeitung von Vor- 
schriften des Einführungsgesetzes zu den Real- 
steuergesetzen von 1936, das im Zusammenhang mit 
dem Erlaß des geltenden Grundsteuergesetzes er- 
ging. 

Offen ist noch die wichtige Frage der Festsetzung 
neuer Steuermeßzahlen. Die erstmalige Anwendung 
der Einheitswerte auf den 1, Januar 1964 bedingt 
hier notwendigerweise Korrekturen zunächst der 
absoluten Höhe. Darüber hinaus wird auch zu prü- 
fen sein, ob für bestimmte Grundstücksarten Diffe- 
renzierungen der Meßzahlen angebracht sind. Der 
Arbeitsunterlage liegen vorläufige Ergebnisse der 
Neubewertung zugrunde. Die abschließende Ent- 
scheidung über diesen Problemkreis, der auch eine 
ggf. sich als notwendig erweisende maßvolle An- 
hebung der Grundsteuer B umfaßt, kann jedoch erst 
erfolgen, wenn die endgültigen Ergebnisse der Ein- 
heitsbewertung 1964 vorliegen. Von besonderem 
Gewicht bei der Neugestaltung des Grundsteuer- 
rechts ist ferner die Frage einer Abgeltung der Ko- 
sten gemeindlicher Entsorgungsleistungen, das Pro- 
blem der sog. Grundsteuermehrbelastung. Hier sind 
noch weitere Überlegungen erforderlich ■ — insbeson- 
dere aus verfassungsrechtlicher und verwaltungs- 
technischer Sicht. 


IIL Drittes Steuerreformgesetz 

Reform der Verkehr- und Verbrauchsteuern 

Für die Verwirklichung der Reform der Verkehr- 
und Verbrauchsteuern ist das 3. Steuerreformgesetz 
vorgesehen, das im Anschluß an das 2. Steuer- 
reformgesetz eingebracht und beraten werden soll. 
Die Bundesregierung würde es im Interesse eines 
einheitlichen Inkrafttretens der gesamten Steuer- 
reform zum 1. Januar 1974 begrüßen, wenn auch 
dieses Reformgesetz noch in der laufenden Legisla- 
turperiode vom Deutschen Bundestag verabschiedet 


werden könnte; sie wird ihre Arbeiten danach aus- 
richten. Sie ist sich andererseits bewußt, welches 
Ausmaß an Arbeit auf die Ausschüsse des Deutschen 
Bundestages, vor allem den Finanzausschuß, bereits 
mit den ersten beiden Steuerreformgesetzen zu- 
kommt, so daß sie hilfsweise eine Verabschiedung 
unmittelbar zu Beginn der Legislaturperiode des 
7. Deutschen Bundestages in Betracht zieht. Außer- 
dem behält sich die Bundesregierung vor, Einzel- 
teile dieses Reformkomplexes in das 2. Steuer- 
reformgesetz vorzuziehen, wenn sie sich im Laufe 
der weiteren Untersuchungen als besonders dring- 
lich heraussteilen sollten, oder später durch Gesetze 
außerhalb der Steuerreform zu regeln, falls sich dies 
insbesondere im Interesse einer sachgerechten Be- 
rücksichtigung der Steuerharmonisierung als zweck- 
mäßig erweisen sollte. 

Die Grunderwerbsteuer fiel bisher in die ausschließ- 
liche Gesetzgebungszuständigkeit der Länder. Das 
hat dazu geführt, daß dieses Rechtsgebiet in Teil- 
bereichen von Land zu Land unterschiedlich geregelt 
ist. Die Bundesregierung hält es zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit, insbesondere zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
im gesamten Bundesgebiet für erforderlich, daß der 
Bund von seinem ihm ab 1. Januar 1970 zustehen- 
den Gesetzgebungsrecht nach Artikel 105 Abs. 2 des 
Grundgesetzes bei dieser Steuer Gebrauch macht. 
Ein wesentliches Ziel der Reform wird die Verein- 
heitlichung des Grunderwerbsteuerrechts, vor allem 
der Befreiungsvorschriften sein. Dabei wird sich 
auch das Problem stellen, wie einerseits die große 
Zahl der Steuerbefreiungen verringert und anderer- 
seits der Forderung nach einer Erleichterung der 
Mobilität insbesondere der Arbeitnehmer Rechnung 
getragen werden kann. Inwieweit darüber hinaus 
Änderungen am System und bei den Steuersätzen 
erforderlich sind, werden die weiteren Untersuchun- 
gen zur Besteuerung von Grundstücksveräußerungen 
im Gesamtzusammenhang der Steuerreform zeigen 
müssen. 

Bei der Reform der Kraftfahrzeugsteuer sind sowohl 
die verkehrspolitischen Belange als auch die Ge- 
sichtspunkte der Steuerverwaltung zu beachten. Da- 
bei ist insbesondere die Vereinfachung des Erhe- 
bungsverfahrens ein vordringliches Anliegen der 
Reform, zumal die Zahl der Steuerfälle bei der 
Kraftfahrzeugsteuer von Jahr zu Jahr erheblich an- 
steigt. Hinsichtlich der Art und Höhe der Besteue- 
rung wird sich die Kraftfahrzeugsteuer voraussicht- 
lich mehr nach den Wegekosten orientieren. Das 
zeichnet sich bereits bei den Nutzfahrzeugen ab, 
deren Besteuerung entsprechend dem Vorschlag 
einer EWG-Richtlinie (Drucksache V/3206) nach die- 
sem Gesichtspunkt ausgerichtet werden soll. Das 
Problem einer wegekostenorientierten Kraftfahr- 
zeugbesteuerung bedarf allerdings wegen seiner 
weitreichenden Auswirkungen, insbesondere haus- 
haltsmäßiger Art, noch einer grundlegenden Klä- 
rung. 

Bei den kleineren Verkehrsteuern werden sich die 
Untersuchungen darauf erstrecken, ob sie aufgeho- 
ben werden sollen und ob gegebenenfalls die von 
ihnen erfaßten Tatbestände mit der Umsatzsteuer 
belegt werden sollen. Hierbei ist der Stand der Har- 
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monisierungsarbeiten auf dem Gebiet der Verkehr- 
steuern zu beachten. So ist die Harmonisierung der 
Gesellschaftsteuer bereits durch die Richtlinie des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 
1969 betreffend die indirekten Steuern auf die An- 
sammlung von Kapital festgelegt worden. Danach 
muß als Vorstufe für eine endgültige einheitliche 
Regelung bis zum 1. Januar 1972 u. a. der Steuer- 
satz der Gesellschaftsteuer von zur Zeit 2,5 auf 1 
bis 2 V. H. gesenkt werden. 

Die Verhrauchsteuergesetze werden mit dem Ziel 
überprüft, die Systeme zu modernisieren und zu 
vereinheitlichen und kleinere Verbrauchsteuern auf- 
zuheben. Das Ausmaß der Änderungen wird in er- 
heblichem Maße auch davon abhängen, wie sich die 
Harmonisierung der Verbrauchsteuern innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft entwickelt. 


IV. Gesamtzusammenhang der Steuerreform 
und Steueraufkommen 

Da das Steueraufkommen angesichts der in der 
Finanzplanung vorgesehenen Aufwendungen nicht 
vermindert werden kann, ergibt sich das Problem, 
für reformbedingte Steuerausfälle einen Ausgleich 
an anderen Stellen zu finden. In diesem Zusammen- 
hang ist es erforderlich, die Gewichtsverteilung auf 
die einzelnen Steuern im Gesamtsystem zu überprü- 
fen. Eine aufkommensmäßige Kompensation inner- 
halb ein und derselben Steuer wird häufig nicht 
möglich sein, so daß auf jeden Fall Strukturänderun- 
gen im System vorgenommen werden müssen. In- 
folge dieser Beziehungen ist es unerläßlich, die zur 
Lösung der aufgezeigten Probleme zu erarbeitenden 
Reformmaßnahmen im Zusammenhang zu sehen. 
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